
C. Essner: Die „Nürnberger Gesetze“ 2003-2-035

Essner, Cornelia: Die „Nürnberger Gesetze“ oder
die Verwaltung des Rassenwahns 1933-1945. Pa-
derborn: Ferdinand Schöningh Verlag 2002.
ISBN: 3-506-72260-3; 477 S.

Rezensiert von: Michael Wildt, Hamburger
Institut für Sozialforschung

Im 25-Punkte-Parteiprogramm der NSDAP
von 1920 hieß es gleich unter Punkt 4 kurz
und bündig: „Staatsbürger kann nur sein,
wer Volksgenosse ist. Volksgenosse kann nur
sein, wer deutschen Blutes ist, ohne Rück-
sicht auf Konfession. Kein Jude kann daher
Volksgenosse sein.” So klar diese Aussage zu
sein schien und so wenig am Antisemitismus
der Nationalsozialisten zu zweifeln war, so
uneindeutig blieb die Bestimmung der Ras-
se im NS-Regime. Entgegen allen biologisti-
schen Beteuerungen und Bezugnahmen auf
das „Blut“ nahmen die Nationalsozialisten
bekanntlich doch Zuflucht zur Religionszuge-
hörigkeit, um Juden von Nicht-Juden zu un-
terscheiden; und in der Frage, an der sich al-
le Rassentheoretiker trennen, wie „Mischlin-
ge“ zu bewerten sind, fand das NS-Regime bis
zum Schluss keine übereinstimmende Auffas-
sung.

Im „Irrgarten der Rasselogik“, wie der Ti-
tel eines 1925 gedruckten völkischen Trak-
tats lautete, bietet nun Cornelia Essners lang
erwartete, bei Reinhard Rürup an der TU
Berlin entstandene Habilitationsschrift einen
verlässlichen Wegweiser. Essner, die zusam-
men mit Edouard Conte in den vergange-
nen Jahren bereits mehrere kundige Aufsät-
ze zur Rassenproblematik veröffentlicht hat,
unterscheidet vor allem zwei Hauptrichtun-
gen: eine ältere, präeugenische, die sie als
kontagionistisch bezeichnet, und eine jünge-
re, erbbiologisch orientierte Richtung, die sich
mit der „nordischen Rassenlehre“ verband.
Die kontagionistischen Antisemiten wie Ju-
lius Streicher waren von der Obsession ei-
ner besonderen, „ansteckenden“ Wirkung des
„jüdischen Blutes“ beherrscht, das nicht nur
bei allen Nachkommen unheilvolle, rassische
Folgen zeitigen würde, sondern sogar eine
nicht-jüdische Frau bei nur einem einzigen se-
xuellen Kontakt mit einem jüdischen Mann
auf Lebzeiten „verseuchen“ würde – die An-
lehnung an die antisemitischen wie sexisti-

schen Phantasien in Artur Dinters Roman
„Sünde wider das Blut“ sind unübersehbar.
Zwar setzte sich mit den „Nürnberger Ge-
setzen“ ein eher erbbiologisch begründeter
Rassismus durch, aber die wirkungsmächti-
ge Verbindung von Antisemitismus und Se-
xualität findet sich sowohl in Hitlers „Mein
Kampf“ und etlichen anderen NS-Schriften
wieder, und auch die Bereitschaft, Fälle von
sogenannter „Rassenschande“ auszuspionie-
ren und zu denunzieren, wurde von ihr be-
sonders angefeuert.

Die erbbiologisch orientierten Rassetheo-
retiker stritten vor allem um die Frage der
Reinheit, wie Cornelia Essner, auf den Stu-
dien von Peter Weingart, Jürgen Kroll, Kurt
Bayertz, Niels C. Lösch aufbauend,1 aus-
führt. Der Anthropologe und spätere Direktor
des Kaiser-Wilhelm-Instituts für Anthropolo-
gie, menschliche Erblehre und Eugenik Eu-
gen Fischer (1874-1967) hatte festgestellt, dass
durch „Rassenkreuzung“ weder etwas Neu-
es noch Minderwertiges entstehe, sondern al-
le Erbmerkmale der „Stammrassen“ sich in
den nachfolgenden Geschlechtern erhalten –
und damit die rassistische Präpotenztheorie
als unwissenschaftlich qualifiziert. Der Be-
gründer der deutschen Eugenik Alfred Ploetz
(1860-1940) zog daraus den Schluss, durch ge-
zielte Rassenhygiene die besten „Erbstämme“
zu begünstigen und eine „Vitalrasse“ auszu-
bilden. Während die einen nun auf „Aufnor-
dung“ des deutschen Volkes setzten, um es
schließlich in einer „reinen, nordischen Ras-
se“ aufgehen zu lassen, sahen die anderen
gerade in der „Rassenmischung“ des deut-
schen Volkes dessen biologische Stärke. Dass
der „nordische Gedanke“ die Tendenz in sich
barg, den deutschen Nationalstaat aufzulösen
und ein „nordisches Imperium“ zu errichten,
das Bayern, Österreicher und Südtiroler aus-
geschlossen hätte, sahen auch zeitgenössische
Kritiker durchaus.

Nach der Machtübernahme der National-
sozialisten wurden diese Auseinandersetzun-
gen, die vordem in völkischen Zirkeln und an
Universitäten debattiert wurden, eminent po-
litisch, denn das neue Regime wollte erklär-
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termaßen eine rassenbiologische Politik for-
cieren. Essner schildert umfassend, wie eine
Vielzahl von Institutionen im Staat und in der
NSDAP mit Memoranden, Denkschriften und
administrativen Initiativen die konzeptionelle
Federführung der Rassenpolitik des Regimes
zu erringen trachtete. Schließlich setzte sich
die „nordische“ Richtung, die vor allem durch
die SS repräsentiert wurde, durch, während
die Verfechter einer „Deutsch-Rasse“ 1935 die
Partei verlassen mussten.

Die entscheidende rassenpolitische Wei-
chenstellung bildeten dann ohne Zweifel
die sogenannten Nürnberger Gesetze vom
September 1935, deren Vorgeschichte und
Zustandekommen Cornelia Essner sorgfältig
und detailliert darstellt. Zwar ist die Kritik an
dem Bericht Bernhard Löseners, Rassereferent
im Reichsinnenministerium, der 1961 in den
Vierteljahrheften für Zeitgeschichte erschien2

und dessen exkulpatorische These von der
unvorbereiteten und hektischen Entstehung
der Nürnberger Gesetze lange Zeit die His-
toriographie prägte, mittlerweile Forschungs-
standard. Aber darüber hinaus bietet Essners
Darstellung die wohl umfassendste und für
alle künftigen Studien maßgebliche Schilde-
rung sowohl der zahlreichen Versuche vor
dem Nürnberger Parteitag, eine Rassenge-
setzgebung zu kodifizieren, als auch der Aus-
einandersetzungen im Hintergrund wie des
Zustandekommens der Gesetze auf dem Par-
teitag selbst.

Wiederum wurde die „Mischlingsfrage“
nicht eindeutig geklärt und blieb zum einen
Hitlers Schiedsspruch überlassen, der sich be-
zeichnenderweise gegen die radikale Lösung,
alle „Judenmischlinge“ der „jüdischen Ras-
se“ zuzuordnen, entschied. Zum andern wur-
de sie in der konkreten, administrativen Aus-
gestaltung Gegenstand etlicher, nachfolgen-
der Konferenzen. Anders als in den Berufs-
verbotsgesetzen vom April 1933 war in der
Nürnberger Gesetzgebung nicht mehr von
„arischer“ bzw. „nicht-arischer“, sondern von
„deutschblütiger“ Abstammung die Rede, de-
ren Definition und Abgrenzung den Rassebü-
rokraten erhebliches Kopfzerbrechen bereite-
te.

In mehreren Fallbeschreibungen zeigt Ess-
ner, wie schon Beate Meyer vor ihr,3 wie sich
der „labile Kompromiß“ (S. 171) auf die ad-

ministrative Praxis auswirkte, zu immer neu-
en Verordnungen, Klarstellungen, Definitio-
nen von „Halb-”, „Viertel-” und „Achtelju-
den“, „Mischlinge 1. und 2. Grades“, „privi-
legierten“ und verbotenen „Mischehen“ etc.
zwang. Vor einem besonderen Dilemma stan-
den die Rassepolitiker, wenn die Verfolgten
geltend machten, ihren Vater oder Großvater
nicht zu kennen und „deutschblütige“ Vor-
fahren für sich beanspruchten. All die büro-
kratischen Anstrengungen, um ein einheitli-
ches administratives System zur „Rassever-
waltung“ zu schaffen, und die ebenso zahlrei-
chen Ausnahmebestimmungen wie Strategi-
en der Opfer, der Verfolgung zu entgehen, un-
tersucht Cornelia Essner materialreich, um-
fassend und mit sachkundiger Akribie. Bis
zum Jahr 1939 ist Essners Studie zweifelsfrei
die beste, die zur Rassenkonzeption und Ver-
waltungspraxis des NS-Regimes zur Verfü-
gung steht.

Für die Zeit des Krieges wird ihre Dar-
stellung problematisch, da ihr Blick weiter-
hin in erster Linie auf die Behörden des Deut-
schen Reiches gerichtet ist und damit vor-
nehmlich auf die bürokratischen Auseinan-
dersetzungen um das Schicksal der deutschen
Juden. Seit dem Novemberpogrom erlangte
jedoch zum einen der SS- und Polizeiappa-
rat unter Himmler und Heydrich, die sich
in keinster Weise durch bürokratische Richtli-
nien und Verordnungen einschränken lassen
wollten, zunehmend die Federführung in der
Rassenpolitik. Zum anderen stand seit der Er-
oberung Polens für die antisemitische, rassen-
biologische Politik in erster Linie das Problem
der „Fremdvölkischen“ im Osten im Vorder-
grund. So galten die reichsdeutschen Kaute-
len für die einheimische, insbesondere für die
jüdische Bevölkerung, in den besetzten Gebie-
ten erklärtermaßen nicht mehr, und auch die
deutschen Juden wurden Teil einer „europäi-
schen Endlösung der Judenfrage“.

Diese Verknüpfung mit der „Endlösungs“-
Politik des NS-Regimes gelingt Cornelia Ess-
ner, obwohl sie sie anstrebt, nicht wirklich.
Ihre Darstellung der Vernichtungspolitik ent-
spricht nicht der, mittlerweile in der For-

2 Lösener, Bernhard, Als Rassereferent im Reichsinnen-
ministerium, in: VfZ 9 (1961), S. 263-313.
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schung erhellten, Komplexität des Gesche-
hens4, sondern bleibt auf eine vornehm-
lich reichsdeutsche Perspektive beschränkt.
So stellt sich für sie zum Beispiel die Aus-
einandersetzung zwischen Himmler und Ro-
senberg als Reichsminister für die besetzten
Ostgebiete als Verordnungstreit um die Defi-
nitionsmacht des Rassebegriffs dar, ohne den
Kontext des Vernichtungskrieges gegen die
Sowjetunion und die Besatzungspolitik ein-
zubeziehen. Ebenso gelangt sie dadurch zu
der wenig überzeugenden These, dass die Er-
mächtigung, die Göring Heydrich am 31. Ju-
li 1941 für eine „Gesamtlösung der Juden-
frage im deutschen Einflußgebiet in Europa“
erteilte, in erster Linie der 11. Verordnung
zum Reichsbürgergesetz vom 25.11.1941 galt,
mit der den mittlerweile deportierten deut-
schen Juden die Staatsangehörigkeit abge-
sprochen und ihr Vermögen dem deutschen
Staat übertragen wurde. Und auch ihre Ana-
lyse der Wannseekonferenz vom 20. Januar
1942 nimmt vornehmlich die Debatte über
die „Mischlingsfrage“ in den Blick und lei-
det unter einem Mangel an Kontextualität der
Mordpolitik, was ihr durch die Berücksich-
tigung des wichtigen Aufsatzes von Christi-
an Gerlach nicht hätte unterlaufen müssen.5

Nicht zuletzt wäre eine Auseinandersetzung
mit der Rassenpolitik, die das NS-Regime und
insbesondere Himmler gegenüber den Roma
und Sinti verfolgten, lohnend gewesen, denn
auch dort besaß, wie Michael Zimmermann in
seiner wegweisenden Untersuchung gezeigt
hat6, die Diskussion um „Rassereinheit“ und
„Rassenmischung“ eine tödliche Bedeutung.

In den besetzten Gebieten galten nicht die
Nürnberger Gesetze, sondern die Definiti-
onsmacht der deutschen Besatzungsinstitu-
tionen, allen voran des SS- und Polizeiap-
parates. „Ich lasse dringend bitten,” schrieb
Himmler seinem Verbindungsmann in Rosen-
bergs Ostministerium am 28. Juli 1942, „daß
keine Verordnung über den Begriff ’Jude’ her-
auskommt. Mit all diesen törichten Feststel-
lungen binden wir uns ja selber die Hände.
Die besetzten Gebiete werden judenfrei. Die
Durchführung dieses schweren Befehls hat
der Führer auf meine Schultern gelegt. Die
Verantwortung kann mir ohnedies niemand
abnehmen. Also verbiete ich mir alles Mitre-
den.”

Dass Himmler und das Reichssicherheits-
hauptamt dennoch bis zum Ende des NS-
Regimes nicht durchsetzen konnten, auch
die „Mischlinge“ im Deutschen Reich in
die „Endlösung der Judenfrage“ einzubezie-
hen, bestätigt indes Cornelia Essners The-
se von der kontinuierlichen Widersprüchlich-
keit der nationalsozialistischen Rassenpolitik.
Trotz der kritischen Einwände, die sich auf die
Kriegszeit und den Holocaust beziehen, bleibt
als Fazit, dass Cornelia Essner eine beeindru-
ckende Studie gelungen ist, die für die For-
schung maßgeblich werden wird.
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